Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3126 


Sdiriftlicher Beridit 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Beweissicherung und Feststellung von 
Vermögensverlusten in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und im Sowjetsektor von Berlin 
(Beweissicherungsgesetz) 

— Drucksache IV/ 1994 — 

und über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Rechte der Flüchtlinge aus der 
sowjetischen Besatzungszone und dem sowjetisch besetzten 

Sektor von Berlin 
(Flüchtlingsgesetz — FIG) 

— Drucksache IV/694 — 


A. Bericht der Abgeordneten Kaffka und Eichelbaum 


Im allgemeinen 

Die Bundesregierung hatte in ihrer Erklärung 
vom 29. November 1961 einen Gesetzentwurf zur 
Beweissicherung oder Feststellung der in der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands und dem 
Sowjetsektor von Berlin erlittenen Schäden ange- 
kündigt. Am 28. Februar 1964 leitete sie dem Bun- 
destag den Entwurf des angekündigten Gesetzes zu. 
Der Regierungsentwurf wurde am 29. April 1964 
in der 124. Sitzung des Bundestages in 1. Beratung 
ohne Aussprache dem Ausschuß für den Lastenaus- 
gleich federführend und den Ausschüssen für ge- 
samtdeutsche und Berliner Fragen und für Heimat- 
vertriebene zur Mitberatung überwiesen. 

Diese drei Ausschüsse hatten sich bereits im Laufe 
des Winters 1963/64 mit den Grundfragen der 
Flüchtlingsgesetzgebung befaßt, im Zusammenhang 
mit der Beratung über die ihnen schon vorher über- 


wiesenen beiden Gesetze das Gesetz über die 
Rechte der Flüchtlinge aus der SBZ und dem So- 
wjetsektor von Berlin (Flüchtlingsgeset-z) der Frak- 
tion der SPD — Drucksache IV/694 — und das Ge- 
setz über Hilfsmaßnahmen an Deutsche aus der SBZ 
— Drucksache IV/1288. 

Die von dem Ausschuß für gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen nach längerer Vorberatung am 12. 
Dezember 1963 beschlossenen Grundsatzthesen leg- 
ten fest, daß eine Feststellung und Beweissicherung 
der in der SBZ erlittenen Vermögensverluste erfol- 
gen sollte, daß nach erfolgter Schadensfeststellung 
Leistungen an Flüchtlinge gewährt werden sollen, 
daß aber diese Leistungen nicht im Sinne des Ent- 
wurfs der Fraktion der SPD zu gewähren seien. Am 
18. März 1964 stimmten nach erneuter Diskussion die 
gemeinsam beratenden Ausschüsse für Heimatver- 
triebene und für den Lastenausgleich diesen Be- 
schlüssen zu. Damit war bereits dem Grundsatz nach 
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das von der Regierung vorgelegte Gesetz in diesem 
Zeitpunkt bejaht. 

Der Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen behandelte den Entwurf des Beweissiche- 
rungsgesetzes am 5. November 1964. Er schlug aus 
politischen Gründen eine Ergänzung des § 2 des 
Regierungsentwurfs und eine Erweiterung des Ab- 
satzes 3 des § 3 vor und stellte zudem die Forde- 
rung auf, daß die Feststellung von Schäden in der 
SBZ nadi den gleichen Grundsätzen erfolgen solle 
wie die Feststellung der Schäden der Vertriebenen 
im Feststellungsgesetz (FG). Diese Beschlüsse wur- 
den vom Ausschuß für Heimatvertriebene übernom- 
men und die Erweiterung der beiden Paragraphen 
schließlich in neuer redaktioneller Fassung in den 
endgültigen Gesetzentwurf aufgenommen. 

Der Ausschuß für Heimatvertriebene gab dem 
federführenden Ausschuß am 3. Dezember 1964 im 
ganzen neun Empfehlungen zur Ausgestaltung des 
Gesetzes, die in der weiteren Beratung berücksich- 
tigt wurden (s. Protokoll Nr. 54 vom 3. Dezember 
1964). 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich hat in der 
Zeit vom 12. November 1964 bis zum 21. Januar 1965 
in 7 Sitzungen das Gesetz beraten. In der Sitzung 
vom 3. Dezember 1964 wurden die Flüchtlingsver- 
bände und Flüchtlingswirtschaftsverbände als Sach- 
verständige zu den Problemen des Gesetzes gehört. 
Am 21. Januar 1965 wurde vom Ausschuß einstim- 
mig die vorliegende Fassung verabschiedet. Bei der 
Beratung des Regierungsentwurfs wurden jeweils 
die entsprechenden Vorschläge nach dem Flücht- 
lingsgesetz der Fraktion der SPD — Drucksache 
IV/694 — mitbehandelt. 

Nach Abschluß aller Beratungen wurde der Ge- 
setzentwurf Drucksache IV/694 durch Mehrheitsbe- 
schluß am 21, Januar 1965 für erledigt erklärt. 

* 

Während der sozialdemokratische Gesetzentwurf 
als Lösung vorschlägt, durch Erweiterung der je- 
weiligen Bestimmungen des Feststellungsgesetzes 
(FG) sowie des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) die 
Schäden in der SBZ in diese Regelungen miteinzu- 
beziehen und so eine allgemeine Gesetzgebung für 
alle Geschädigten zu schaffen, hielt es der Ausschuß 
mit Mehrheit für sachlich geeigneter und demgegen- 
über für zweckentsprechend, für die Feststellung der 
Schäden in der SBZ ein besonderes Gesetz zu schaf- 
fen. Es wird nach seiner Ansicht auch Sache eines 
künftigen besonderen Gesetzes sein müssen, Bestim- 
mungen darüber zu formulieren, in welchem Rah- 
men und unter welchen Voraussetzungen Geschädig- 
ten für Vermögensverluste in der SBZ Leistungen 
gewährt werden sollen. 

Eine wichtige Änderung hatte der Regierungsent- 
wurf bereits durch einen Abänderungsvorschlag des 
Bundesrates erfahren, der von der Bundesregierung 
angenommen wurde, eine echte Schadensfeststel- 
lung mit einer Berechnung der Schadenshöhe in das 
Gesetz aufzunehmen. Daraus ergab sich die Not- 
wendigkeit, das Gesetz in seinem mittleren Teil zu 
erweitern und eine Reihe von Vorschriften neu ein- 
zufügen oder bestehende Vorschriften genauer zu 
fassen (s. §§ 14 bis 21). 


Der Zweck des Gesetzes ist einmal, den Geschä- 
digten die Beweise für die in der Zone verursach- 
ten oder entstandenen Verluste und Schäden zu 
sichern, diese in ihren Werten festzustellen und 
den Betroffenen damit die Beweismittel zur Wahr- 
nehmung ihrer Rechte im Zeitpunkt der Wiederver- 
einigung Deutschlands zu geben, gleichzeitig aber 
auch beizutragen zu einer Gesamtdokumentation 
der in der SBZ angerichteten eigentumsfeindlichen 
Maßnahmen. Zugleich ist dieses Gesetz die notwen- 
dige Voraussetzung für alle späteren Leistungen, 
die für die Geschädigten beschlossen werden sollen. 
Dabei wurde im Auschuß klargestellt, daß weder 
durch die Feststellung noch durch spätere Leistun- 
gen die Eigentumsrechte und sonstige Ansprüche der 
Geschädigten preisgegeben werden. Der ausdrück- 
liche Vorbehalt des Lastenausgleichsgesetzes, daß 
der Gesetzgeber keinen Verzicht auf irgendwelche 
Rechte der Geschädigten aussprechen wolle, gilt in 
vollem Umfange auch für das vorliegende Feststel- 
lungsgesetz. 

Der vom Gesetzgeber beabsichtigte Zweck soll 
durch zwei Verfahren erreicht werden. Neben das 
Feststellungverfahren tritt das besondere Beweis- 
verfahren, das einen größeren Kreis von Geschädig- 
ten einbezieht, sowie eine Reihe von Schäden be- 
rücksichtigt, die nicht unter das Feststellungverfah- 
ren fallen. 

Das Feststellungsverfahren lehnt sich eng an die 
Grundsätze des Feststellungsgesetzes an und erfaßt 
daher nur solche Wirtschaftsgüter, die auch dort 
einer Feststellung unterliegen. 

Das Beweissicherungsverfahren hat vor allen Din- 
gen Dokumentationscharakter und geht insoweit 
über das Feststellungsgesetz für Vertriebene hin- 
aus. Daher erschien es auch gerechtfertigt, den ju- 
ristischen Personen des privaten Rechts die Mög- 
lichkeit zu geben, die Beweise für die in der Zone 
entstandenen Schäden sichern zu lassen. Der Aus- 
schuß hielt es darüber hinaus für geboten, auch den 
Kirchen, soweit sie juristische Personen öffentlichen 
Rechts sind, diese Möglichkeit zu eröffnen. Dagegen 
sind die sonstigen juristischen Personen des Öffent- 
lichen Rechts auch im Beweissicherungsverfahren un- 
berücksichtigt geblieben, weil sie selbst mit Behör- 
dencharakter ihre Beweise amtlich sichern können. 

Das Gesetz hat in seinen Grundsatzbestimmungen 
in großzügiger Weise sowohl den Schadensbegriff 
als auch den Kreis der Antragsberechtigten Umris- 
sen, Unter die zu berücksichtigenden Schäden fallen 
nicht nur Schäden durch Enteignungsmaßnahmen 
seitens der sowjetischen Besatzungsmacht und der 
sowjetzonalen Stellen, sondern auch Kriegssachschä- 
den, Reparations- und Demontageschäden, die 
Schäden Verfolgter, die Fluchtverluste und allge- 
mein alle Schäden, die dadurch entstanden sind, daß 
der Berechtigte über ihm gehörende Wirtschafts- 
güter tatsächlich nicht mehr verfügen kann. Für das 
Antragsrecht der Schadensträger ist nicht Voraus- 
setzung, daß es sich um Flüchtlinge oder frühere 
Bewohner der SBZ handelt. Es sind bei Vorliegen 
der sonstigen Voraussetzungen auch Personen an- 
tragsberechtigt, die als Deutsche in der Bundesrepu- 
blik oder im westlichen Ausland wohnen und ledig- 
lich Sachschäden bzw. Vermögensschäden in der SBZ 
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erlitten haben. Die Geschädigten, die jetzt in der 
SBZ und im Sowjetsektor von Berlin ansässig sind, 
gehen ihrer Rechte nicht verlustig, da ihr Antrags- 
recht jeweils bis zu dem Zeitpunkt ruht, in dem sie 
in der Lage sind, ihr Recht geltend zu machen; das 
gleiche gilt für Geschädigte in den östlichen Vertrei- 
bungsgebieten. Dies erschien als notwendige Schutz- 
vorschrift, 

Die Durchführung des Gesetzes soll den Aus- 
gleichsbehörden obliegen. Das ist als Organisations- 
form zweckentsprechend, weil bei den Ausgleichs- 
behörden Bedienstete mit genügender Sachkunde 
und langer Erfahrung aus ähnlichen Gebieten vor- 
handen sind. Im übrigen entstehen auf diese Weise 
auch keine neuen Verwaltungsbehörden mit zu- 
sätzlichen Verwaltungskosten. Dementsprechend ist 
auch das Verfahren an die Verfahrensvor Schriften 
des Lastenausgleichsgesetzes angeglichen worden. 


Im einzelnen 
Überschrift des Gesetzes 

Da nach der Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates eine 
echte Schadensfeststellung durchgeführt werden soll, 
hielt es der Ausschuß für notwendig, auch in der 
Überschrift die Feststellung stärker zu betonen und 
den Begriff der Feststellung in die Kurzbezeichnung 
des Gesetzes aufzunehmen. Im übrigen wurde in 
der Überschrift und auch in den weiteren Vorschrif- 
ten der Begriff „Vermögensverluste" durch „Ver- 
mögensschäden" ersetzt, weil dieser Begriff umfas- 
sender ist. 

Zu § 1 

In der Grundsatz- Vorschrift über den Zweck des 
Gesetzes wurde ebenfalls die Feststellung stärker 
hervorgehoben; Feststellung und Beweissicherung 
wurden nebeneinander gestellt. 

Zu § 2 

Wie das Feststellungsgesetz (FG) für Vertriebene 
und Kriegssachgeschädigte begründet auch dieses 
Gesetz von sich aus keinen Entschädigungsanspruch. 
Um aber eine Mißdeutung zu vermeiden, als ob Lei- 
stungen auf Grund der Feststellung grundsätzlich 
abgelehnt würden, verweist der zweite Satz in Ab- 
satz 2 darauf, daß dies der weiteren Gesetzgebung 
Vorbehalten bleibt. 

Zu § 3 

Absatz 1 
Nr. 1 

Es sollte nicht von den „besonderen" politischen 
Verhältnissen die Rede sein, damit eine Verwechs- 
lung mit der Begriffsbestimmung des § 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes (BVFG) vermieden wird. 

Nr. 2 

Die Bezugnahme auf das Reparationsschäden- 
gesetz wurde gestrichen, da dieses Gesetz noch 


nicht verabschiedet ist. Es wurde statt dessen auf 
die entsprechende Begriffsbestimmung des § 3 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) verwie- 
sen, 

Nr. 3 

Diese Vorschrift wurde zur Verdeutlichung redak- 
tionell geändert. 

Absatz 3 

Hiier lag der Einwand vor, daß „Allgemeine Maß- 
nahmen der Wirtschaftsplanung oder Währungs- 
maßnahmen" in der SBZ unter Umständen auch die 
Zielsetzung einer gesellschaftlichen Umwälzung im 
Sinne des Kommunismus haben konnten und kön- 
nen, auch wenn dieser Zweck sich unter dem Mantel 
einer bloß wirtschaftlichen Bezeichnung verbirgt. 
Eine entsprechende Beschränkung der Ausschluß- 
vorschrift des Absatzes 3 Satz 1 erschien daher 
durch d.ie Anfügung des Satzes 2 geboten. 

Zu § 4 

Der Bundesrat hatte eine Klarstellung des Be- 
griffs „Wegnahme" vorgeschlagen, durch die auch 
die „Preisgabe von Wirtschaftsgütern sowie jeder 
Verlust als Folge des Verlassens des Schadensgebie- 
tes" ausdrücklich einbezogen werden sollte. Die 
Bundesregierung hatte dem zugestimmt. Der Aus- 
schuß hatte gegen den Begriff „Preisgabe" Beden- 
ken, weil darunter ein freiwilliger Eigentumsver- 
zicht hätte verstanden werden können. Er wählte 
daher eine Formulierung, die die tatsächliche Un- 
möglichkeit, über die betreffenden Wirtschaftsgüter 
zu verfügen, der Wegnahme gleichstellt. 

Zu § 5 

Nr, 2 ist redaktionell geändert worden; diese Än- 
derung dient der Klarstellung. 

Zu § 6 

Von der ausdrücklichen Erwähnung des Repara- 
tionsschädengesetzes mußte abgesehen werden 
(s. auch § 3 Abs. 1 Nr. 2). Eine sachliche Änderung 
ist damit nicht verbunden. 

Zu § 8 

Der Ausschuß hielt es für erforderlich, den Begriff 
„Zeitpunkt des Schadenseintritts", der mehrfach ge- 
braudit wird, grundsätzlich zu definieren und den 
folgenden Vorschriften voranzustellen. Hierbei 
wurde § 8 Abs. 3 des Regierungsentwurfs redak- 
tionell geändert. 

Zu § 11 

Der in § 10 Abs. 2 des Regierungsentwurfs ge- 
nannte Stichtag (31. Dezember 1961) wurde auf den 
Tag des Inkrafttretens des Gesetzes verlegt. Der 
Ausschuß hielt es für vertretbar, hier einen gegen- 
wartsnaheren Zeitpunkt zu bestimmen. 

Zu § 12 (§ 11 Regierungsentwurf) 

Änderung des Stichtags (31. Dezember 1961) wie 
zu § 11. 
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Zu § 13 (§ 12 Regierungsentwurf) 

Nr. 11 ist zum besseren Verständnis geändert 
worden. 

Nach Auffassung des Ausschusses sollen vom 
Feststellungsverfahren nur Schäden an solchen Wirt- 
schaftsgütern in Nr, 12 ausgenommen werden, die 
sich im Besitz von Ehegatten befinden. Inwieweit 
Schäden an Wirtschaftsgütern, die sich dn der Ob- 
hut von Verwandten in gerader Linie oder von 
Geschwistern befinden, bei späteren Leistungsge- 
setzen berücksichtigt werden sollen, muß dieser Ge- 
setzgebung Vorbehalten bleiben. 

Zu §§14 bis 21 

In seiner Stellungnahme zu § 13 des Regierungs- 
entwurfs hatte der Bundesrat eine Feststellung der 
Schäden nach den Vorschriften des Feststellungs- 
gesetzes (FG) für Vertreibungs- und Ostschäden vor- 
geschlagen, Die Bundesregierung ist dem beigetre- 
ten, Nach Auffassung des Ausschusses genügt in- 
dessen eine solche allgemeine Verweisung nicht; sie 
trägt auch den besonderen Verhältnissen im Scha- 
densgebiet nicht in allen Fällen Rechnung. Der Aus- 
schuß hielt es daher für notwendig, in engerer An- 
lehnung an die Einzelbestimmungen des Feststel- 
lungsgesetzes Vorschriften über die Berechnung der 
Schäden einzufügen. 

Zu § 22 (§ 14 Regierungsentwurf) 

Absatz 2 

Der Ausschuß sah es für erforderlich an, im be- 
sonderen Beweis verfahren über § 14 Abs. 2 des 
Regierungsentwurfs hinaus auch Schäden der Reli- 
gionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts einzu- 
beziehen. Im Gegensatz zu den sonstigen Personen 
des öffentlichen Rechts haben sie keinen Behörden- 
charakter und sind deshalb nicht wie diese in der 
Lage, ihre Beweise für im Schadensgebiet entstan- 
dene Schäden behördlich zu sichern. Diese Schwie- 
rigkeiten haben die übrigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts nicht, da sie selbst Behör- 
den sind und deshalb auf die Hilfe der Ausgleichs- 
behörden nicht angewiesen sind. 

Absatz 3 

Der Ausschuß hielt es für vertretbar, das beson- 
dere Beweisverfahren für juristische Personen auch 
insoweit zuzulassen, als sie Erbe nach einer unmit- 
telbar geschädigten natürlichen Person sind. 

Zu § 24 (§ 16 Regierungsentwurf) 

Absatz 1 

Der Ausschuß hielt die vom Bundesrat vorge- 
schlagene und von der Bundesregierung angenom- 


mene Formulierung nicht iür ausreichend, soweit es 
sich um Hausratverluste handelt. Deshalb ist diese 
Bestimmung redaktionell geändert worden, 

Absatz 2 

Die Änderung ist eine Folge aus der Änderung 
des § 13 Nr. 12. 

Zu § 25 (§ 17 Regierungsentwurf) 

Absatz 1 

Juristische Personen sollen auch dann antrags- 
berechtigt sein, wenn sie nicht den Sitz, sondern nur 
den Ort ihrer Geschäftsleitung im Geltungsbereich 
des Gesetzes haben. 

Absatz 3 

Die Änderung ist eine Folge der neuen Fassung 
der §§ 14 bis 21, die an die Stelle des § 13 des Re- 
gierungsentwurfs getreten sind. 

Zu i§ 26 (§ 18 Regierungsentwurf) 

Der Ausschuß hielt es nicht für empfehlenswert, 
eine neue Bezeichnung „Beweissicherungsämter'' 
einzuführen, sondern beschloß, hier und in den fol- 
genden Paragraphen von den „Ausgleichsämtern" 
als den durchführenden Behörden zu sprechen. 

Die veränderte Fassung des Absatzes 4 dient der 
Klarstellung. 

Zu § 35 (§ 27 Regierungsentwurf) 

Entsprechend den zivilprozessualen Vorschriften 
wurde Absatz 1 vom Ausschuß redaktionell geän- 
dert. 


Zu § 37 (§ 29 Regierungsentwurf) 

Die Neufassung des Absatzes 7, ist eine Folge der 
Änderung des § 13 des Regierungsentwurfs. 

Zu § 42 (§ 34 Regierungsentwurf) 

In Absatz 2 wurde die im Regierungsentwurf vor- 
gesehene Verweisung auf § 162 Abs. 2 Satz 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung durch eine Wieder- 
gabe des Inhalts dieser Vorschrift ersetzt. Darüber 
hinaus hielt es der Ausschuß für gerechtfertigt, die 
Erstattung der Kosten einer notwendigen Vertre- 
tung im Beschwerdeverfahren auch dann zuzulas- 
sen, wenn der Antragsteller schon im Beschwerde- 
verfahren obsiegt und es deshalb zu einem verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahren nicht kommt. 


Bonn, den 26. Februar 1965 


Kaffka Eichelbaum 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1994 — in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Rechte der 
Flüchtlinge aus der sowjetischen Besatzungszone 
und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
{Flüchtlingsgesetz — FIG) — Drucksache IV/694 
— für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 26. Februar 1965 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 

Kuntscher Kaffka Eichelbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beweissicherung und Feststellung von Vermögens- 
schäden in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und 
im Sowjetsektor von Berlin 
(Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz — BFG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Grundsätze 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

Nach den Vorschriften dieses Gesetzes werden 
Vermögensschäden in der sowjetischen Besatzungs- 
Zone Deutschlands und im Sowjetsektor von Berlin 
festgestellt oder Beweise über solche Schäden durch 
ein besonderes Beweisverfahren gesichert. 

§ 2 

Bedeutung der Verfahren 

(1) Die Antragstellung und die Durchführung der 
Verfahren berühren weder die Vermögensrechte 
des Antragstellers, noch enthalten sie einen Verzicht 
auf die Wiederherstellung der unbeschränkten Ver- 
mögensrechte oder auf Ersatzleistung. 

(2) Das Feststellungs- und das besondere Beweis- 
verfahren begründen keinen Anspruch auf Entschä- 
digung oder sonstige Leistungen. Inwieweit auf 
Grund festgestellter Schäden Leistungen gewährt 
werden, bleibt der weiteren Gesetzgebung Vorbehal- 
ten. 

§ 3 

Schadensursadien 

(1) Dem Feststellungs- und dem besonderen Be- 
weisverfahren unterliegen Vermögensschäden, die 
in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und im Sowjetsektor von Berlin (Schadensgebiet) 
entstanden sind 

1. im Zusammenhang mit den nach der Be- 
setzung entstandenen politischen Verhält- 
nissen durch Wegnahme von Wirtschafts- 
gütern durch die sowjetische Besatzungs- 
macht, Behörden, politische oder sonstige 
Stellen im Schadensgebiet, 

2. als Reparations-, Restitutions- oder Rück- 
erstattungsschäden im Sinne des § 3 des 


Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes und der 
weiteren, solche Schäden regelnden Ge- 
setze, 

3. als Kriegssachschäden im Sinne des § 13 
des Lastenausgleichsgesetzes, die nach den 
Vorschriften des Feststellungsgesetzes 
festgestellt werden könnten, wenn sie im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes eingetre- 
ten wären. 

(2) Dem Feststellungs- und dem besonderen Be- 
weisverfahren unterliegen ferner Schäden an Wirt- 
schaftsgütern, die einem Verfolgten im Schadens- 
gebiet auf Grund von Maßnahmen der national- 
sozialistischen Gewaltherrschaft durch Entziehung 
entstanden sind. § ll a des Feststellungsgesetzes 
ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Dem Feststellungs- und dem besonderen Be- 
weisverfahren unterliegen nicht Schäden, die aus- 
schließlich im Zuge oder als Folge der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung, von Währungsmaß- 
nahmen oder von allgemeinen Maßnahmen der 
Wirtschaftsplanung entstanden sind. Dies gilt nicht 
für solche Maßnahmen der Wirtschaftsplanung, die 
eine Umgestaltung der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse bezweckt oder bewirkt haben. 

§ 4 

Wegnahme 

(1) Eine Wegnahme im Sinne des § 3 Abs. 1 ist 
der förmliche Entzug des Eigentums oder eines son- 
stigen Rechts an einem Wirtschaftsgut sowie jede 
andere Maßnahme, insbesondere eine Verfügungs- 
beschränkung, die in ihren wirtschaftlichen Auswir- 
kungen dem förmlichen Entzug entspricht. Die tat- 
sächliche Unmöglichkeit, über im Schadensgebiet 
befindliche Wirtschaftsgüter zu verfügen, steht einer 
Wegnahme gleich. 

(2) Ist Vermögen einer Kapitalgesellschaft oder 
einer Genossenschaft weggenommen worden und 
haben dadurch zugleich die Anteile an der Kapital- 
gesellschaft oder die Geschäftsguthaben der Mit- 
glieder der Genossenschaft ihren Wert ganz oder 
teilweise verloren, so gilt dies als volle oder teil- 
weise Wegnahme der Anteile oder Geschäftsgut- 
haben. Als Wegnahme von privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen gilt auch ein Wertverlust der 
Ansprüche, der durch Wegnahme von Vermögen 
des Schuldners entstanden ist. 
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(3) Absatz 2 gilt entsprechend für solche Schäden 
im Sinne des § 3 Abs. 1, die nicht auf einer Weg- 
nahme beruhen, 

i 

(4) Eine Wegnahme liegt ferner vor, wenn ein 

Schaden dadurch entstanden ist oder entsteht, daß 
bei Todesfällen dem Erben das Erbrecht versagt 
oder der Erbantritt verwehrt oder er an der Aus- 
übung seiner Rechte in anderer Weise gehindert 
wird. i 

§ 5 i 

I 

Nichtberücksichtigimg von Schäden | 

Im Feststellungs- und besonderen Beweisverfah- 
ren bleiben Schäden an Wirtschaftsgütern unberück- 
sichtigt, die ; 

1. nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 der Elften Ver- , 

Ordnung über Ausglcichsleistungen nach dem ! 
Lastcnausgleichsgesetz in der Fassung vom | 
17. November 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 675) 
als in Ausnutzung von Maßnahmen der i 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft erwor- | 
ben gelten oder | 

2. unter den Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 die- j 
ser Verordnung in Ausnutzung von Maßnah- 
men der nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft oder der politischen Verhältnisse im 
Schadensgebiet erworben wurden. 

§ 6 

Nach anderen Gesetzen berücksichtigte Schäden 

Dem Feststellungs- und besonderen Beweisver- 
fahren unterliegen nicht Schäden, die nach dem Fest- t 
stellungsgesetz, dem Lastcnausgleichsgesetz, dem 
Gesetz über einen Währungsausgleich für Spargut- 
haben Vertriebener als Vertreibungsschäden, Kriegs- 
sachschäden oder Ostschäden und nach dem Bun- 
desentschädigungsgesetz oder entsprechenden Vor- 
schriften geltend gemacht werden können. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Feststellungsverfahren 

ERSTER TITEL 

Feststellbare V ermögensschäden 
und antragsberechtigte Personen 

§ 7 

Gegenstand der Feststellung 

(1) Schäden werden fcstgestellt, wenn sie ent- 
standen sind 

1. an Wirtschattsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebsver- 
mögen im Sinne des Bewertungsgesetzes 
gehören. 


2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
sie nicht unter Nummer 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Berufs- 
ausübung oder für die wissenschaft- 
liche Forschung erforderlich sind, so- 
wie an diesen nach § 15 Abs. 2 des Fest- 
stelliingsgesetzes und der dazu erlas- 
senen Rechtsverordnung gleichgestell- 
ten eigenen Erzeugnissen, 

b) an privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen, 

c) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
oder an Geschäftsguthaben der Mitglie- 
der von Genossenschaften, 

d) an Gewerbeberechtigungen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes, 

e) an literarischen und künstlerischen Ur- 
heberrechten, an gewerblichen Schutz- 
rechten und ungeschützten Erfindungen 
sowie an Lizenzen an solchen Rechten 
und Erfindungen, soweit diese im Scha- 
densgebiet nach der Wegnahme ver- 
wertet worden sind. 

(2) Schäden an privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen und an Anteilen an Kapitalgesellschaften, 
auch wenn die Ansprüche und Anteile in Wertpa- 
pieren verbrieft sind, sowie an Geschäftsguthaben 
der Mitglieder von Genossenschaften, einschließlich 
der Schäden im Sinne des § 4 Abs. 2 und 3, gelten 
als im Schadensgebiet entstanden, wenn bei privat- 
rechtlichen geldwerten Ansprüchen der Schuldner 

t den Wohnsitz oder Sitz, bei Anteilen oder Geschäfts- 
guthaben die Kapitalgesellschaft oder Genossen- 
schaft den Sitz im Schadensgebict hatte; maßgebend 
ist der jeweilige Zeitpunkt des Schadenseintritts. 
Befand sich der Sitz in Berlin, so gelten die in Satz 1 
genannten Schäden als im Schadensgebiet entstanden, 
wenn sich die Geschäftsleitung im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts im Schadensgebiet befunden hat. 
Hatte bei privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen 
der Schuldner den Wohnsitz oder Sitz, bei Anteilen 
oder Geschäftsguthaben die Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft den Sitz in einem Vertreibungsge- 
I bict (§ 12 Abs. 2 Satz 2 LAG), so werden Schäden 
I im Sinne des § 4 Abs. 2 und 3 insoweit berücksich- 
I tigt, als sie nicht nach § 21 des Feststellungsgesetzes 
festgestellt werden können. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
auch für Schäden an Ansprüchen, an Anteilen an 
Kapitalgesellschaften und an Geschäftsguthaben der 
Mitglieder von Genossenschaften, die zum Betriebs- 
vermögen gehören. 

(3) Bei Anwendung des Absatzes 2 Satz 1 gilt als 
Anteil an einer Kapitalgesellschaft oder als Ge- 
schäftsguthaben eines Mitglieds einer Genossen- 
schaft mit Sitz im Schadensgebiet auch der Anteil 
an einer Kapitalgesellschaft oder das Geschäftsgut- 
haben eines Mitglieds einer Genossenschaft, die 
ihren Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hatte, 
deren Geschäftsleitung und sämtliche Betriebsstät- 
ten sich aber iiri Schadensgebict befanden. 

(4) Schäden an Schiffen im Sinne des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 werden auch berücksichtigt, wenn sich 
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ein Schiff außerhalb des Schadensgebiets befunden I 
hat, aber im Zeitpunkt des Schadenseintritts in 1 
einem Schiffsregister des Schadensgebiets oder im 
damaligen Schiffsregister beim Amtsgericht Berlin- 
Mitte eingetragen war oder der Schiffseigner zu die- 
sem Zeitpunkt seine Geschäftsniederlassung oder 
seinen Wohnsitz im Schadensgebiet hatte. 

(5) Ist an einem Wirtschaftsgut ein Schaden im | 
Sinne des § 3 entstanden, so kann für einen späte- 
ren Erwerber dieses Wirtschaftsguts kein Schaden 
an dem Wirtschaftsgut, sondern als Schaden aus- 
schließlich der von ihm entrichtete, nicht in der 
Übernahme von Verbindlichkeiten bestehende Kauf- 
preis sowie die durch Aufwendung eigener Mittel 
entstandene Wertsteigerung des erworbenen Wirt- 
schaftsguts festgestellt werden. 

§ 8 

Zeitpunkt des Schadenseintritts 

Zeitpunkt des Schadenseintritts ist der Zeitpunkt 
des Beginns des jeweiligen schädigenden Ereignis- 
ses. 

§ 9 

Unmittelbar Geschädigter 

(1) Unmittelbar Geschädigter ist, wer im Zeit- 

punkt des Schadenseintritts Eigentümer oder sonsti- 
ger Rechtsiinhaber des Wirtschaftsguts war. In den 
Eällen des § 4 Abs. 4 gilt als unmittelbar Geschädig- 
ter der Erbe oder derjenige, der ohne die Weg- 
nahme Erbe geworden wäre. | 

(2) Ist oder wäre das Wirtschaftsgut bei Anwen- | 
düng des § 11 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925) dem Ver- 
mögen einer anderen Person zuzurechnen, so ist 
diese Person unmittelbar Geschädigter. 

§ 10 I 

Schäden im Falle von Beteiligungsverhältnissen 

(1) Waren an einem Wirtschaftsgut im Zeitpunkt 
des Schadenseintritts mehrere Personen beteiligt, so 
bestimmt sich der Schaden eines Beteiligten nach 
seinem Anteil an dem Wirtschaftsgut im Zeitpunkt 
des Schadenseintritts. 

(2) Ist ein Schaden am Vermögen einer offenen 
Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
oder einer ähnlichen Gesellschaft, bei der die Ge- 
sellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) an- 
zusehen sind, entstanden, so bestimmt sich der Scha- 
den eines Gesellschafters nach dem Verhältnis sei- 
nes Anteils am Vermögen der Gesellschaft im Zeit- 
punkt des Schadenseintritts. 

§ 11 

Persönliche Merkmale 

(1) Die Schäden müssen einer natürlichen Person j 
entstanden sein, die im Zeitpunkt des Schadensein- j 
tritts i 


1. deutsche Staatsangehörige war oder 

2. als deutsche Volkszugehörige keine 
Staatszugehörigkeit oder nur diejenige 
eines Staates hatte, in dessen Gebiet 
gegen diese Person wegen ihrer deutschen 
Volkszugehörigkeit Entziehungs- oder 
Vertreibungsmaßnahmen getroffen wor- 
den sind. 

(2) Personen, die unter die Gesetze zur Regelung 
von Prägen der Staatsangehörigkeit vom 22. Pe- 
bruar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65) und vom 17. Mai 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 431) fallen, gelten nicht 
als deutsche Staatsangehörige im Sinne des Absat- 
zes 1 Nr. 1, wenn sie die deutsche Staatsangehörig- 
keit nach Maßgabe dieser Gesetze ausgeschlagen 
oder nicht rückwirkend wieder erworben haben, es 
sei denn, daß sie die deutsche Staatsangehörigkeit 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes aus 
anderen Gründen besessen haben. Ist ein unmittel- 
bar Geschädigter, der zu dem Personenkreis der 
vorstehend bezeichneten Gesetze gehört, vor deren 
Inkrafttreten oder vor Ablauf der für ihn maßgeben- 
den Erklärungsfrist verstorben, so ist Vorausset- 
zung, daß die Erben des Verstorbenen die deutsche 
Staatsangehörigkeit im Zeitpunkt des Erbfalls be- 
saßen oder durch Erklärung wieder erworben oder 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes aus 
anderen Gründen besessen haben. 

(3) Nicht festgestellt werden Schäden unmittel- 
bar Geschädigter, die 

1. dem im Schadensgebiet herrschenden poli- 
tischen System erheblichen Vorschub ge- 
leistet oder dort seit der Besetzung durch 
ihr Verhalten gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen haben, 

2. die freiheitlich-demokratische Grundord- 
nung bekämpft haben oder bekämpfen. 

§ 12 

Antragsberechtigung 

(1) Der Antrag auf Peststellung kann von dem 
unmittelbar Geschädigten oder seinen Erben oder 
weiteren Erben gestellt werden. Der Erbfolge steht 
die Übernahme des Vermögens zu Lebzeiten des 
unmittelbar Geschädigten (vorweggenommene Erb- 
folge) vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gleich. 
Antragsberechtigt sind nur natürliche Personen. 

(2) Außerdem muß in den Fällen des § 11 Abs. 1 
Nr. 2 der unmittelbar Geschädigte 

1. nach dem Schadenseintritt die deutsche 
Staatszugehörigkeit erworben und im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
besessen haben oder 

2. am 31. Dezember 1952 oder im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gehabt haben oder 
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3. nach vorausgegangenem ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes von mindestens einem Jahr zwischen 
dem Schadenseintritt und dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes von dort in einen 
Staat ausgewandert sein, der nicht zu den 
Aussiedlungsgebieten (§ 11 Abs. 2 Nr. 3 
LAG) gehört oder 

4. nach dem 31. Dezember 1952 seinen stän- 
digen Aufenthalt unmittelbar aus dem 
Schadensgebiet in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verlegt oder unter den 
Voraussetzungen des § 230 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes hier genommen 
haben. 

Er darf außerdem im Fall der Nummer 2 am 31. De- 
zember 1952 oder im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes, im Fall der Nummer 3 im Zeit- 
punkt der Auswanderung und im Fall der Num- 
mer 4 im Zeitpunkt der Aufenthaltnahme keine 
Staatsangehörigkeit oder nur diejenige eines Staa- 
tes besessen haben, in dessen Gebiet gegen ihn 
wegen seiner deutschen Volkszugehörigkeit Entzie- 
hungs- oder Vertreibungsmaßnahmen getroffen wor- 
den sind. Ist der unmittelbar Geschädigte vor dem 
für ihn maßgebenden Stichtag verstorben, so müs- 
sen die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 von den- 
jenigen Personen erfüllt sein, die an diesem Stich- 
tag seine Erben oder weitere Erben waren. 

(3) Befindet sich der Antragsberechtigte in 
Kriegsgefangenschaft oder ist er außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes und des Schadens- 
gebiets interniert oder ist er im Anschluß an die 
Kriegsgefangenschaft in einem Zwangsarbeitsver- 
hältnis festgehalten oder ist er verschollen, so kann 
den Antrag für ihn stellen 

1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhanden ist, 
jeder Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch ein Ab- 
kömmling vorhanden ist, jeder Elternteil. 

(4) Das Antragsrecht ruht, solange der Antrags- 
berechtigte oder derjenige, der nach Absatz 3 einen 
Antrag stellen kann, seinen ständigen Aufenthalt im 
Schadensgebiet oder in einem Aussiedlungsgebiet 
(§ 11 Abs. 2 Nr. 3 LAG) hat. 

§ 13 

Nicht festzustellende Schäden 

Nicht festgestellt werden 

1. Nutzungsschäden und mittelbare Schäden; 
hierzu gehören insbesondere entgangener Ge- 
winn, Verluste, die durch Produktiions- und 
Betriebsverbote oder -einschränkungen oder 
durch Verringerung von Aufträgen oder Zu- 
teilungen entstanden sind, Aufwendungen 
zur Vermeidung weiterer Schäden, Minde- 
rung von Erfolgsaussichten sowie Betriebs- 
umstellungskosten; 

2. Schäden an Hausrat; 


3. Schäden an 

a) inländischen und ausländischen Zahlungs- 
mitteln, 

b) Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen, 

c) Gegenständen aus Edelmetallen, Schmuck- 
gegenständen und sonstigen Luxusgegen- 
ständen, 

d) Kunstgegenständen, Archiven und Samm- 
lungen, 

soweit die unter den Buchstaben a bis d auf- 
geführten Wirtschaftsgüter nicht zum Be- 
triebsvermögen im Sinne des Bewertungsge- 
setzes gehören oder als eigene- Erzeugnisse 
den Gegenstand der Berufsausübung oder der 
wissenschaftlichen Forschung nach § 7 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a gleichgestellt sind; 

4. Schäden an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben der Mitglieder 
von Genossenschaften, wenn der Wertverlust 
der einzelnen Beteiligung 100 Reichsmark 
oder Deutsche Mark der Deutschen Noten- 
bank oder Mark der Deutschen Notenbank 
nicht erreicht; 

5. Besatzungsschäden, für die nach den im Scha- 
densgebiet geltenden Vorschrift eine ange- 
messene Entschädigung gewährt worden ist; 

6. Schäden an Wirtschaftsgütern, die zum Be- 
triebsvermögen von Geldinstituten, Versiche- 
rungs- und Rückversicherungsunternehmen 
gehören, sofern sie eine Umstellungsrechnung 
oder Altbankenrechnung zu erstellen hatten; 

7. Schäden an Wirtschaftsgütern, die unrecht- 
mäßig aus den im zweiten Weltkrieg von 
deutschen Truppen besetzten oder kontrol- 
lierten Gebieten beschafft oder fortgeführt 
worden sind, es sei denn, daß der unmittelbar 
Geschädigte bei Erwerb des Wirtschaftsguts 
in gutem Glauben war; ist das Wirtschaftsgut 
von Todes wegen erworben, so kommt es auf 
den^uten Glauben des Erblassers an; 

8. Schäden an Forderungen gegen die in § 14 des 
Umstellungsgesetzes bezeichneten Schuldner 
und gegen das ehemalige Land Preußen; 

9. Schäden an Ansprüchen aus Geldkonten, die 
nach einer Wegnahme von Wirtschaftsgütern 
aus den Erträgen dieser Wirtschaftsgüter ge- 
bildet worden sind; 

10. Schäden an Wiirtschaftsgütern, die aus Ent- 
schädigungszahlungen für frühere Kriegs- 
sachschäden beschafft worden waren und im 
Schadensgebiet durch Kriegseinwirkungen 
erneut verlorengegangen sind, sofern die Ent- 
schädigungszahlungen wegen des erneuten 
Verlustes bei der Anwendung des § 8 Abs. 2 
Nr. 4 des Feststellungsgesetzes oder des § 249 
des Lastenausgleichsgesetzes außer Betracht 
geblieben sind; 

11. Schäden an Wirtschaftsgütern, deren Erwerb 
im Zeitpunkt des Schaclenseintritts aufschie- 
bend bedingt oder auf einen unbestimmten 
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Zeitpunkt befristet war (§§ 4 und 8 des Be- 
wertungsgesetzes) ; 

12. Schäden im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 an 
Wirtschaftsgütern, die sich im Besitz des Ehe- 
gatten befinden; 

13. Schäden, deren Gesamtbetrag 500 Reichsmark 
oder Deutsche Mark der Deutschen Noten- 
bank oder Mark der Deutschen Notenbank 
nicht erreicht. 


ZWEITER TITEL 

Art und Umfang der Feststellung 

§ 14 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Die Feststellung erstreckt sich auf die Ursache 
des Schadens, den Zeitpunkt des Schadenseintritts 
und den unmittelbar Geschädigten sowie auf die 
Höhe des Schadens. Ist der unmittelbar Geschädigte 
vor der Entscheidung verstorben, so erstreckt sich 
die Feststellung auf die Erben und deren Anteile. 

(2) Gesondert werden festgestellt 

1. Beträge aus der Nutzung weggenommener 
Wirtschaftsgüter, über die der unmittelbar 
Geschädigte oder seine Erben nach der 
Wegnahme verfügt haben, 

2. Leistungen, die im Zusammenhang mit 
dem Schaden gewährt worden sind. 

§ 15 

Berechnung von Schäden an land- und forstwirt- 
schaftlichem Vermögen, Grundvermögen und 
Betriebsvermögen 

(1) Für die Berechnung von Schäden an land- 
und forstwirtschaftlichem Vermögen, Grundvermö- 
gen und Betriebsvermögen im Sinne des Bewertungs- 
gesetzes sowie an Gewerbeberechtigungen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes, die nicht zum Betriebsver- 
mögen gehören, gilt § 12 des Feststellungsgesetzes 
entsprechend mit der Maßgabe, daß bei der Anwen- 
dung seiner Absätze 1 und 2 vom letzten Feststel- 
lungszeitpunkt vor dem Schadenseintritt und bei 
der Anwendung des Absatzes 3 vom Zeitpunkt des 
Schadenseintritts auszugehen ist. Soweit bei der 
Feststellung von Einheitswerten für Grundbesitz im 
Schadensgebiet nach dem 8. Mai 1945 eine Ver- 
schlechterung der maßgebenden Verhältnisse infolge 
von Kriegszerstörungen oder in Auswirkung von 
Demarkationslinien in deren näherem Bereich be- 
rücksichtigt worden ist, sind der Schadensberechnung 
die Werte zugrunde zu legen, die sich ohne diese 
Verschlechterung ergeben hätten. 

(2) Das Bestehen einer staatlichen Beteiligung ist 
festzustellen. Eine Geldeinlage des Staates ist in den 
Fällen des Schadens an Betriebsvermögen als Be- 
triebsschuld, in anderen Fällen als Verbindlichkeit 
im Sinne des § 12 Abs. 3 des Feststellungsgesetzes 
zu berücksichtigen. 


(3) Durch Rechtsverordnung wird das Nähere be- 
stimmt 

1 . über die der Schadensberechnung nach Ab- 
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 2 
des Feststellungsgesetzes zugrunde zu 
legenden Ersatzeinheitswerte, 

2. zur Durchführung des Absatzes 1 Satz 2, 

3. über die Berechnung von Schäden in den 
Fällen, in denen an einer wirtschaftlichen 
Einheit ein Teilschaden entstanden ist oder 
mehrere Schäden entstanden sind. Dabei 
ist von den Grundsätzen des Feststellungs- 
gesetzes über die Schadensberechnung bei 
Kriegssachschäden auszugehen. Für die Be- 
rechnung eines nach Teilschäden eingetre- 
tenen völligen Verlustes der wirtschaft- 
lichen Einheit ist der vor Eintritt dieses 
Verlustes maßgebende Einheitswert zu- 
grunde zu legen; die Summe mehrerer 
Schäden darf höchstens mit dem letzten 
Einheitswert vor Eintritt des ersten Scha- 
dens oder, wenn ein späterer Einheitswert 
in dem Zeitraum bis zum Eintritt des 
letzten Schadens höher ist, höchstens mit 
diesem festgestellt werden. 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen in § 43 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b bis d des 
Feststellungsgesetzes gilt entsprechend. 

§ 16 

Berechnung von Schäden an Gegenständen der 
Berufsausübung, Ansprüchen und Anteilen 

(1) Für die Berechnung von Schäden an Gegen- 
ständen, die für die Berufsausübung oder für die 
wissenschaftliche Forschung erforderlich sind, sowie 
an diesen gleichgestellten eigenen Erzeugnissen, für 
die Berechnung von Schäden an Ansprüchen und die 
Berechnung von Schäden an Anteilen sind vorbehalt- 
lich des Absatzes 3 die §§15 und 17 sowie § 18 
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Feststellungsgesetzes 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Im Fall der Wegnahme von Ansprüchen durch 
Verfügungsbeschränkung erstreckt sich die Feststel- 
lung auch auf den Nennwert im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung und auf die Beträge, über die der un- 
mittelbar Geschädigte oder seine Erben seit Beginn 
der Verfügungsbeschränkung verfügt haben. 

(3) Schäden an Anteilen an einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung und einer in der Form einer 
Kapitalgesellschaft betriebenen Familiengesellschaft 
im Sinne der in § 24 Nr. 2 des Lastenausgleichsge- 
setzes vorbehaltenen Rechtsverordnung, die nach 
dem 31. Dezember 1945 eingetreten sind', sind mit 
dem für die Vermögensteuerveranlagung nach dem 
Stand vom Beginn des Jahres der Schädigung maß- 
gebenden Wert anzusetzen. Durch Rechtsverordnung 
kann in Anlehnung an § 15 Abs. 3 Nr. 3 Satz 3 das 
Nähere über die Schadensberechnung in den Fällen 
bestimmt werden, in denen an solchen Anteilen meh- 
rere Schäden entstanden sind. 


10 



Deutsdier Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3126 


§ 17 

Berechnung von Schäden an Urheberrechten, 
gewerblichen Sdiutzrediten und Erfindungen 

Schäden an literarischen und künstlerischen Ur- 
heberrechten, an gewerblichen Schutzrechten und un- 
geschützten Erfindungen sowie an Lizenzen an sol- 
chen Rechten und Erfindungen sind mit dem Betrag 
anzusetzen, der sich unter Zugrundelegung der 
durchschnittlichen Jahreserträge und der tatsäch- 
lichen Verwertungsdauer nach der Wegnahme als 
Kapitalwert nach § 15 des Bewertungsgesetzes in 
der am 1. Januar 1945 geltenden Fassung ergibt. 
Sind derartige Erträge auch noch für die Zeit nach 
der Entscheidung zu erwarten, so sind diese in die 
Schadensberechnung nach der zu erwartenden Ver- 
wertungsdauer einzubeziehen. Die nach den Sätzen 
1 und 2 berechneten Schäden dürfen den Höchst- 
betrag von 20 000 Reichsmark oder Deutsche Mark 
der Deutschen Notenbank oder Mark der Deutschen 
Notenbank nicht übersteigen. 

§ 18 

Schadensberechnung beim Zusammentreffen 
mit anderen Schäden 

Treffen an einem Wirtschaftsgut Schäden im Sinne 
dieses Gesetzes mit Schäden im Sinne des Feststel- 
lungsgesetzes zusammen, so wird der Schaden unter 
Zusammenfassung aller dieser Schäden berechnet 
und der nach dem Feststellungsgesetz festgestellte 
Betrag abgezogen. Dies gilt sinngemäß für außer- 
halb des Schadensgebiets entstandene Reparations-, 
Restitutions- und Rückerstattungsschäden. 

§ 19 

Währungsverhältnisse 

(1) Die Schäden sind je nach dem Zeitpunkt des 
Schadenseintritts in Reichsmark, Deutscher Mark 
der Deutschen Notenbank oder Mark der Deutschen 
Notenbank festzustellen. 

(2) Für die Umrechnung von Wertansätzen, die 
auf eine andere Währung als Reichsmark, Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank oder Mark der 
Deutschen Notenbank lauten, ist § 20 des Feststel- 
lungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

§ 20 

Schadensberechnung bei Teilverlusten 

Für die Schadensberechnung bei Teilverlusten ist 
§ 21 des Feststellungsgesetzes entsprechend anzu- 
wenden. Sind Schäden erst nach den dort bestimm- 
ten Zeitpunkten entstanden, so ist für die Bewer- 
tung der erhalten gebliebenen Wirtschaftsgüter von 
deren Wert zu Beginn des auf den Schadenseintritt 
folgenden Kalenderjahres auszugehen. 


§ 21 

Berücksichtigung früherer Vermögenserklärungen 

Die Vorschriften des § 22 des Feststellungsgesetzes 
sind entsprechend anzuwenden, soweit es sich um 
Vermögenserklärungen für den Hauptveranlagungs- 
zeitraum 1940 handelt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Besonderes Beweisverfahren 

§ 22 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Im besonderen Beweisverfahren werden Be- 
weise über Schäden an denjenigen Wirtschaftsgü- 
tern gesichert, die nicht der Feststellung nach dem 
Zweiten Abschnitt unterliegen. 

(2) Die Schäden müssen einer natürlichen Person, 
einer juristischen Person des privaten Rechts oder 
einer Kirche oder sonstigen Religionsgemeinschaft 
des öffentlichen Rechts entstanden sein. 

(3) §§ 8 bis 10, 11 Abs. 3 sowie § 12 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 sind anzuwenden. Soweit es sich um 
Schäden natürlicher Personen handelt, sind auch § 1 1 
Abs. 1 und 2 sowie § 12 Abs. 2 bis 4 anzuwenden; 
ist der unmittelbar Geschädigte verstorben und von 
einer juristischen Person beerbt worden, so gilt § 12 
Abs. 2 bis 4 nicht. 

§ 23 

Ausnahmen vom besonderen Beweisverfahren 

Dem besonderen Beweisverfahren unterliegen 
nicht 

1. Schäden im Sinne des § 13 Nr. 1, 5, 7 bis 
10 und 13; 

2. Schäden im Sinne des § 13 Nr. 3, es sei 
denn, daß es sich um Schäden an Kunst- 
gegenständen des Kunsthandwerks, Ar- 
chiven oder Sammlungen handelt, die als 
Kulturgut von öffentlichem Interesse all- 
gemein anerkannt oder nach der Weg- 
nahme als Kulturgut von öffentlichem In- 
teresse behandelt worden sind; 

3. Schäden an privatrechtlichen geldwerten 
Ansprüchen sowie an Anteilen an Kapital- 
gesellschaften oder an Geschäftsguthaben 
der Mitglieder von Genossenschaften; 

4. Schäden an öffentlich-rechtlichen Ansprü- 
chen; 

5. Schäden an eigenen Erzeugnissen der Be- 
rufsausübung oder der wissenschaftlichen 
Forschung; 

6. Schäden an literarischen und künstleri- 
schen Urheberrechten, an gewerblichen 
Schutzrechten, an ungeschützten Erfindun- 
gen sowie an Lizenzen an solchen Rechten 
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und Erfindungen, es sei denn, daß sie vor 
der Wegnahme im Sdiadensgebiet verwer- 
tet wurden oder Gegenstand eines bis zur 
Wegnahme bestehenden Verwertungsver- 
trags waren. 

§ 24 

Art und Umfang des besonderen Beweisverfahrens 

(1) Das besondere Beweisverfahren erstreckt sich 
auf die Ursache des Schadens, den Zeitpunkt des 
Schadenseintritts und den unmittelbar Geschädigten 
sowie 

1. bei Verlusten an Hausrat darauf, ob der 
unmittelbar Geschädigte Möbel für minde- 
stens einen Wohnraum verloren hat, 

2. bei Verlusten an anderen Wirtschaftsgü- 
tern auf die wesentlichen Merkmale des 
Wirtschaftsguts. 

(2) § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist entsprechend 
anzuwenden. Befindet sich das Wirtschaftsgut im 
Besitz des Ehegatten, so ist dies im Bescheid (§ 37) 
festzuhalten 

§ 25 

Sondervorsdiriften für juristische Personen 

(1) Dem besonderen Beweisverfahren unterliegen 
Schäden juristischer Personen im Sinne des § 22 
Abs. 2 nur, wenn diese im Zeitpunkt der Antragstel- 
lung ihren Sitz oder den Ort ihrer Geschäftsleitung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben. Entspre- 
chendes gilt, wenn eine juristische Person eine un- 
mittelbar geschädigte natürliche Person beerbt hat. 

(2) Bei juristischen Personen werden im besonde- 
ren Beweisverfahren auch alle Schäden berücksich- 
tigt, die bei natürlichen Personen nach dem Zweiten 
Abschnitt festgestellt werden können. 

(3) Das besondere Beweisverfahren erstreckt sich 
auf die zur Kennzeichnung des vom Schaden betrof- 
fenen Wirtschaftsguts notwendigen, insbesondere 
nach dem Bewertungsgesetz für das Wirtschaftsgut 
und seine Bewertung in Betracht kommenden Merk- 
male sowie auf die Ursache des Schadens, den Zeit- 
punkt des Schadenseintritts und den unmittelbar 
Geschädigten. § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, § 15 
Abs. 2 sowie § 16 Abs. 2 sind entsprechend anzu- 
wenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Organisation 

§ 26 

Durdiführende^Behörden 

(1) Dieses Gesetz wird teils vom Bund, teils im 
Auftrag des Bundes von den Ländern durchgeführt. 


(2) Soweit das Gesetz durch den Bund durchzu- 
führen ist, obliegt die Durchführung dem Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamts. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts übt die der Bundesregierung 
und den zuständigen obersten Bundesbehörden 
nach Artikel 85 des Grundgesetzes zustehenden Be- 
fugnisse nach Maßgabe des Artikels 120 a des 
Grundgesetzes aus. 

(3) Im Bereich der Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände wird das Gesetz von den mit der 
Durchführung des Dritten Teils des Lastenaus- 
gleichsgesetzes betrauten Dienststellen durchgeführt. 

(4) Soweit bei den Ausgleichsausschüssen und 
Beschwerdeausschüssen (§§ 309, 310 LAG) die Mit- 
wirkung Geschädigter vorgesehen ist, treten an 
deren Stelle Geschädigte, die ihren Wohnsitz im 
Schadensgebiet gehabt haben. 

(5) Die Vorschriften der §§ 313, 314 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes über den Kontrollausschuß und 
den Ständigen Beirat sind nicht anzuwenden. 

§ 27 

Vertreter des Bundesinteresses 

Die nach § 316 des Lastenausgleichsgesetzes be- 
stellten Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds werden bei der Durchführung dieses Gesetzes 
als Vertreter des Bundesinteresses tätig. Sie sind an 
die Weisungen des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamts gebunden. § 322 des Lastenausgleichs- 
gesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

§ 28 

Auskunftstellen 

(1) Bei Landesausgleichsämtern werden Aus- 
kunftstellen eingerichtet. Durch Rechtsverordnung 
wird bestimmt, für welche Teile des Schadensgebiets 
Auskunftstellen gebildet und bei welchen Landes- 
ausgleichsämtern sie eingerichtet werden. 

(2) Der Leiter der Auskunftstelle und seine Ver- 
treter werden nach den für die Angehörigen des 
Landesausgleichsamts geltenden Grundsätzen be- 
stellt. Sie sollen Geschädigte aus dem Gebiet sein, 
für das die Auskunftstelle zuständig ist. 

(3) § 24 Abs, 3 bis 6 und § 25 Abs. 1 und 2 des 
Feststellungsgesetzes sind entsprechend anzuwen- 
den. Die zuständigen Auskunftstellen sind vör Er- 
laß von Rechtsverordnungen nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 
gutachtlich zu hören. 

§ 29 

Redits- und Amtshilfe 

(1) Den in diesem Abschnitt genannten Behörden 
ist Rechts- und Amtshilfe zu leisten. Gebühren und 
Auslagen werden nicht erstattet. Für die Rechtshilfe 
der Gerichte sind die §§ 156 ff. des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes entsprechend anzuwenden, 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IV/3126 


(2) Für die Erteilung eines Erbscheins einschließ- 
lich des vorausgegangenen Verfahrens wird eine 
Gebühr nicht erhoben, wenn der Erbschein nur für 
Zwecke der Feststellungs- oder des besonderen Be- 
weisverfahrens verwendet werden soll, § 107 Abs. 1 
Satz 2 der Kostenordnung bleibt unberührt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 30 

Form und Inhalt des Antrags 

(1) Das Verfahren wird nur auf Antrag durch- 
geführt. Der Antrag ist auf amtlichem Formblatt zu 
stellen. In dem Formblatt ist auf die Vorschrift des 
§ 2 Abs. 2 ausdrücklich hinzuweisen. 

(2) In dem Antrag sind die dem Antragsteller 
zur Verfügung stehenden Beweismittel anzugeben. 

§ 31 

Antragstellung 

(1) Der Antrag ist an das für den ständigen 
Aufenthalt oder Sitz des Antragstellers zuständige 
Ausgleichsamt zu richten. Hat der Antragsteller 
keinen ständigen Aufenthalt oder Sitz im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes, so ist das Ausgleichsamt 
zuständig, das vom Präsidenten des Bundesaus- 
gleichamts bestimmt wird. 

(2) Der Antrag ist, wenn der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts nichts anderes bestimmt und der 
Antragsteller seinen ständigen Aufenthalt oder Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, bei der für 
den ständigen Aufenthalt oder Sitz ständigen Ge- 
meindebehörde einzureichen. Die Gemeindebehörde 
oder die statt ihrer bestimmte Stelle hat, soweit der 
Antrag nicht hinreichend begründet ist oder die 
Angaben unvollständig sind, vor der Weiterleitung 
auf Ergänzung hinzuwirken und erforderlichenfalls 
den Antragsteller vorzuladen. 

§ 32 

Vertretung 

(1) Der Antragsteller kann sich im Verfahren ver- 
treten lassen; jedoch kann sein persönliches Erschei- 
nen angeordnet werden. Personen, die als Angehö- 
rige von Behörden im Sinne des § 26 oder als Ange- 
hörige der Auskunftstellen tätig geworden sind, 
sowie die bei diesen ehrenamtlich tätigen Personen 
sind von der Vertretung ausgeschlossen. 

(2) Für die Vertretung im Verfahren vor den 
Ausgleichsbehörden und den bei diesen gebildeten 
Ausschüssen ist die in der Verordnung über die 
Vertretung vor den Ausgleichsbehörden und Fest- 
stellungsbehörden vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1026) getroffene Zulassungs- und Ge- 
bührenregelung entsprechend anzuwenden. 


(3) Im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
sind die für diese Gerichte maßgebenden Vorschrif- 
ten anzuwenden. 

§ 33 

örtliche Zuständigkeit 

(1) Das nach § 31 Abs, 1 zuständige Ausgleichs- 
amt ist, soweit der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts nichts anderes bestimmt, auch für die Durch- 
führung zuständig. 

(2) Sind an einem Wirtschaftsgut mehrere be- 
teiligt, so wird das Verfahren einheitlich durch das- 
jenige Ausgleichsamt durchgeführt, das der Prä- 
sident des Bundesausgleichsamts bestimmt. Das 
gleiche gilt, wenn es sich um Anteilsrechte an Kapi- 
talgesellschaften handelt, für die Feststellung des 
Schadens, der sich für je 100 Reichsmark, Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank oder Mark der 
Deutschen Notenbank des Grund- oder Stammkapi- 
tals, bei bergrechtlichen Gewerkschaften je Kux er- 
gibt. 

§ 34 

Beweiserhebung 

(1) Die Ausgleichsbehörden erheben von Amts 
wegen alle Beweise, die für das Feststellungs- oder 
das besondere Beweisverfahren notwendig sind. 

(2) Soll von den Angaben des Antragstellers ab- 
gewichen werden, so ist dem Antragsteller vor der 
Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, sind für die Beweiserhebung die •§§ 355 ff. 
der Zivilprozeßordnung sinngemäß anzuwenden. 

§ 35 

Eidliche Vernehmung 

(1) Im Verfahren vor den Ausgleichsbehörden 
und den bei diesen gebildeten Ausschüssen ist die 
Abgabe eidesstattlicher Versicherungen unzulässig 
und die eidliche Vernehmung des Antragstellers 
oder seines Rechtsnachfolgers ausgeschlossen. 

(2) Wird mit Rücksicht auf die Bedeutung der 
Aussage oder zur Herbeiführung einer wahrheits- 
gemäßen Aussage die eidliche Vernehmung eines 
Zeugen oder Sachverständigen für geboten erachtet, 
so ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Zeuge 
oder Sachverständige seinen ständigen Aufenthalt 
hat, um die eidliche Vernehmung zu ersuchen. 

(3) Auf das Vernehmungsersuchen sind die Vor- 
schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Zivilprozeßordnung sinngemäß anzuwenden. 

§ 36 

Beweiswürdigung 

(1) Der Leiter des Ausgleichsamts und der Aus- 
gleichsausschuß entscheiden darüber, welche Anga- 
ben als bewiesen oder glaubhaft gemacht anzuse- 
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hen sind. Als glaubhaft gemacht gelten Angaben, 
deren Richtigkeit mit einer ernstliche Zweifel aus- 
schließenden Wahrscheinlichkeit dargetan ist. 

(2) Angaben, die nicht bewiesen oder glaubhaft 
gemacht worden sind, werden nicht berücksichtigt. 

§ 37 

Bescheid 

(1) über den Antrag entscheidet der Ausgleichs- 
ausschuß durch Bescheid. 

(2) Anstelle des Ausschusses kann der Leiter des 
Ausgleichsamts entscheiden, wenn dem Antrag in 
vollem Umfange entsprochen werden kann oder 
wenn der Antragsteller sich mit dem Inhalt der 
beabsichtigten Entscheidung einverstanden erklärt 
hat. 

(3) Kann nach dem Ergebnis der Ermittlungen 
teilweise entschieden werden, so kann ein Teilbe- 
scheid erlassen werden. 

(4) Die Entscheidung ergeht schriftlich auf amt- 
lichem Formblatt und ist zu begründen. Der Bescheid 
muß eine Belehrung darüber enthalten, welcher 
Rechtsbehelf gegeben ist. 

(5) Die Entscheidungen sind dem Antragsteller 
zuzustellen und dem Vertreter des Bundesinteresses 
bekanntzugeben. Für das Zustellungsverfahren sind 
die Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes 
anzuwenden. Die Zustellung von Entscheidungen 
der Ausgleichsämter kann durch einen verschlossen 
zugesandten einfachen Brief erfolgen. In welchen 
Fällen die Zustellung durch einfachen Brief erfolgen 
kann, bestimmt der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts*, für die Zustellung durch einfachen Brief ist 
§ 17 Abs. 2 bis 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
anzuwenden. 

(6) Sind im Falle des § 33 Abs. 2 Satz 2 nicht 
alle Beteiligten ermittelt, so ist die Entscheidung 
dem oder den Beteiligten, die an dem Verfahren 
teilgenommen haben, zuzustellen und außerdem im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Die Veröffent- 
lichung, die mit einer Belehrung über den Rechts- 
behelf zu versehen ist, tritt für die nicht ermittelten 
Beteiligten an die Stelle des Bescheids. 

(7) Der Bescheid hat das Ergebnis der Feststel- 
lung oder des besonderen Beweisverfahrens zu ent- 
halten. 

§ 38 

Ausschließung von der Mitwirkung am Verfahren 

Die Angehörigen der Ausgleichsbehörden und der 
Auskunftstellen sowie die bei diesen ehrenamtlich 
tätigen Personen sind von der Mitwirkung an der 
Entscheidung über eigene Anträge oder über An- 
träge ihrer Angehörigen im Sinne des § 10 des 
Steueranpassungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 925) ausgeschlossen. Im übrigen 
sind die Vorschriften über die Ausschließung von 


Gerichtspersonen nach der Zivilprozeßordnung ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 39 

Rechtsmittel 

(1) Für das Beschwerdeverfahren und das ge- 
richtliche Verfahren sind §§ 336 bis 341 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes in Verbindung mit § 190 der 
Verwaltungsgerichtsordnung anzuwenden. 

(2) Für das Verfahren vor den Beschwerdeaus- 
schüssen sind die Vorschriften des § 32 Abs. 1 und 2 
sowie der §§34 bis 38 anzuwenden. 

§ 40 

Ruhen des Verfahrens 

Das Verfahren ruht, solange der Antragsberech- 
tigte oder derjenige, der nach § 12 Abs. 3 einen 
Antrag stellen kann, seinen ständigen Aufenthalt im 
Schadensgebiet oder in einem Aussiedlungsgebiet 
hat. 

§ 41 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Ist eine Entscheidung unanfechtbar oder 
rechtskräftig geworden, so kann das Verfahren 
jederzeit auf Antrag des Antragstellers, des Ver- 
treters des Bundesinteresses oder von Amts wegen 
mit dem Ziel abweichender oder ergänzender Ent- 
scheidung wiederaufgenommen werden, wenn neue 
Beweismittel verfügbar werden, die die getroffene 
Entscheidung in wesentlichen Punkten als unvoll- 
ständig oder unrichtig erscheinen lassen. 

(2) Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist fer- 
ner zulässig, wenn sich die Voraussetzungen für die 
Entscheidung naditräglich geändert haben; dies gilt 
insbesondere, wenn 

1. Vermögen zurückgegeben oder hierfür Er- 
satz in Natur gewährt wird, 

2. ein privatrechtlicher geldwerter Anspruch, 
dessen Verlust geltend gemacht worden 
war, erfüllt wird, 

3. sich der Schaden mindert oder im Zusam- 
menhang mit dem Schaden Leistungen ge- 
währt werden. 

§ 42 

Gebühren und Kosten 

(1) Das Verfahren vor den Ausgleichsbehörden 
und den bei diesen gebildeten Ausschüssen ist ge- 
bührenfrei. 

(2) Die notwendigen Kosten des Verfahrens vor 
den Ausgleichsbehörden einschließlich der bei die- 
sen gebildeten Ausschüsse dürfen dem Antragsteller 
nicht auferlegt werden. Die Kosten einer Vertretung 
trägt der Antragsteller; dies gilt nicht für das Be- 
schwerdeverfahren, soweit die Zuziehung eines Be- 
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vollmächtigten zur zweckentsprechenden Rechtsver- 
folgung notwendig und die Beschwerde begründet 
war. über die Tragung der Kosten wird im Bescheid 
mitentschieden. 

(3) Im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
der Länder werden Gebühren in Höhe des Mindest- 
satzes erhoben. Im Verfahren vor dem Bundesver- 
waltungsgericht ermäßigen sich die Gebühren auf 
ein Viertel, 

(4) Für die Kostenregelung im Verfahren vor 
den Verwaltungsgerichten sind die für diese Ge- 
richte maßgebenden Vorschriften anzuwenden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Sdilußvorsdiriften 

§ 43 

V erw altungskosten 

§ 351 des Lastenausgleichsgesetzes ist entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 44 

Ausschließung von dem Feststellungs- und dem 
besonderen Beweisverfahren 

(1) Von dem Feststellungs- und dem besonderen 
Beweisverfahren wird unbeschadet einer strafrecht- 
lichen Verfolgung ausgeschlossen, 

1. wer in eigener oder fremder Sache wissent- 
lich oder grob fahrlässig falsche Angaben 
über die Entstehung oder den Umfang des 
Schadens einschließlich der Verbindlich- 
keiten gemacht, veranlaßt oder zugelassen 
oder zum Zwecke der Täuschung sonstige 
für die Entscheidung erhebliche Tatsachen 
verschwiegen, entstellt oder vorgespiegelt 
hat, 

2. wer in eigener oder fremder Sache Zeu- 
gen, Sachverständigen oder Personen, die 
mit der Schadenssache befaßt sind, Ge- 
schenke oder andere Vorteile angeboten, 
versprochen oder gewährt oder ihnen 
Nachteile angedroht oder zugefügt hat, 
um sie zu einer falschen Aussage, zu 
einem falschen Gutachten oder einer Hand- 
lung, die eine Verletzung der Dienst- oder 
Amtspflicht enthält, zu bestimmen. 

(2) Uber die Ausschließung entscheidet auf An- 
trag des Leiters des Ausgleichsarats oder des Ver- 
treters des Bundesinteresses der Leiter des Landes- 
ausgleichsamts nach Anhörung des Beschwerdeaus- 
schusses. Die Entscheidung ist zu begründen,- sie 
kann vom Empfänger des Bescheids und vom Ver- 
treter des Bundesinteresses nach §§ 338 ff. des 
Lastenausgleichsgesetzes angefochten werden. Der 
Antrag auf Ausschließung kann sowohl vor als nach 
der Entscheidung über den Antrag {§ 37) gestellt 
werden. 


§ 45 

Ehrenamtliche Mitarbeit 

(1) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wohnende 
Personen, die zur ehrenamtlichen Mitarbeit bei der 
Durchführung dieses Gesetzes aufgefordert werden, 
sind zu dieser Mitarbeit verpflichtet 

(2) Ehrenamtliche Mitarbeit, insbesondere als 
Beisitzer in Ausschüssen, kann nur aus wichtigen 
Gründen abgelehnt werden. 

(3) Die Beisitzer der Ausschüsse erhalten eine 
Entschädigung nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung der ehrenamtlichen Richter. 

§ 46 

Rechtsverordnungen 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechts- 
verordnungen erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann 
die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen auf den Präsidenten des Bundesausgleiciisamts 
weiterübertragen werden; der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamts bedarf zum Erlaß solcher Rechts- 
verordnungen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

§ 47 

Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 

(1) Verweisungen dieses Gesetzes auf andere 
Rechtsvorschriften beziehen sich auf deren jeweils 
geltende Fassung. Soweit es sich dabei um gesetz- 
liche Vorschriften handelt, beziehen sich die Ver- 
weisungen auch auf die zu diesen Vorschriften er- 
gangenen oder noch ergehenden Rechtsverordnun- 
gen in ihrer jeweils geltenden Fassung. 

(2) Bewertungsgesetz ira Sinne dieses Gesetzes 
ist das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035) unter Berücksichtigung der 
Änderungen durch das Einführungsgesetz zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 961). 

§ 48 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten ira Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 49 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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